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Unterstützer der Volksinitiative: (Stand Juni 2013)

VOLKSINITIATIVE 

   Pro G9: Mehr Zeit für gute Bildung!
www.ProG9.de

Liebe Hessinnen und Hessen,
G8 gehört abgeschaff t! Wir fordern vom Hessischen Landtag eine sofortige Schulgesetzänderung, damit 
allen Kindern eine Rückkehr zu einer sechsjährigen Mittelstufe ermöglicht wird. Denn die Verkürzung der 
Schulzeit auf 12 Jahre brachte erhebliche Nachteile für Schülerinnen und Schüler, Lehrkräfte und Eltern. Es 
fehlt Zeit für das Vertiefen und Wiederholen der Lehrinhalte. Der Rahmenplan kann meistens nur noch ober-
fl ächlich abgehakt werden. Die erforderliche Leistung kann oft nur noch mit außerschulischer Unterstützung 
durch Eltern und Nachhilfeinstitute erbracht werden. 
Auch für Kinder, die die geforderte Leistung ohne Probleme erbringen können, mangelt es an Zeit für die 
Entwicklung der eigenen Persönlichkeit, sozialer Inhalte und Kompetenzen. Unseren Kindern fehlen 
Freiräume für Hobbies, Familie, Sport, Freundschaften und außerschulisches Engagement. Dieses System 
beeinträchtigt mehr und mehr das Leben von Schülerinnen und Schülern, Lehrkräften und Eltern. 
Gute Bildung braucht Zeit! Unser Ziel ist, zukünftig alle Schülerinnen und Schüler nach den Vorgaben von G9 
zu unterrichten und die Möglichkeit, dass laufende Jahrgänge nach dem Elternwunsch umstellen können. Wir 
wollen den zuständigen politisch Verantwortlichen ein klares Signal geben. Mit Ihrer Hilfe können wir den 
umseitigen Gesetzentwurf in den Landtag einbringen, damit das Schulgesetz wieder allen Schülerinnen und 
Schülern gerecht wird!

Mit Ihrer Unterschrift unterstützen Sie den Antrag auf Zulassung eines Volksbegehrens über 
den umseitigen Gesetzentwurf „Pro G9: Mehr Zeit für gute Bildung!“ Persönlich und handschriftlich 
unterschriftsberechtigt sind ausschließlich Wahlberechtigte mit Wohnsitz in Hessen. Die erhobenen Daten 
dürfen ausschließlich für das Volksbegehren genutzt werden.

Name, Vorname:  ........................................................................  Geburtsdatum: ............................. 
                         (Tag, Monat, Jahr)

Anschrift:  .............................................................................................................................................
         (Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Wohnort)

       
Datum und persönliche Unterschrift:  ...............................................................................................

wir Eltern

unsere Kinder

ihre Lehrer

vorwärts zu
G9

die Schule

Nur von der Gemeinde auszufüllen! Bescheinigung des Stimmrechts. Das Stimmrecht darf nur einmal bescheinigt werden.

Die vorstehende Unterzeichnerin oder der vorstehende Unterzeichner ist zur Landtagswahl wahlberechtigt; sie oder er ist Deutsche oder Deutscher 
im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, erfüllt die sonstigen Wahlrechtsvoraussetzungen des § 2 des Landtagswahlgesetzes - LWG - und 
ist nicht nach § 3 LWG vom Wahlrecht ausgeschlossen; die Angaben beziehen sich auf das Datum der Unterstützungsunterschrift.

               (Dienstsiegel)
Datum: Gemeindebehörde und Unterschrift:



Der Landtag wolle das folgende Gesetz beschließen: Gesetz Pro G9: Mehr Zeit für gute Bildung!
Artikel 1 (Änderung des Hessischen Schulgesetzes):
Das Hessische Schulgesetz (HSchG) in der Fassung vom 14. Juni 2005 (GVBl. I S. 441), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Dezember 
2012 (GVBl. S. 645) wird wie folgt geändert:
 1. § 24 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: „(2) Das Gymnasium umfasst die Jahrgangsstufen 5 bis 10 oder 13.“
b) Abs. 3 wird gestrichen.

 2. § 26 wird wie folgt geändert:
a) Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: „Der Hauptschulzweig umfasst die Jahrgangsstufen 5 bis 9 oder 10, der 
Realschulzweig die Jahrgangsstufen 5 bis 10 und der Gymnasialzweig die Jahrgangsstufen 5 bis 10.“ 
b) In Abs. 3 wird Nummer 2. gestrichen. 

 3. An § 187 wird folgender Abs. 6 angefügt:
„(6) Die 6-jährige Organisation der Mittelstufe des gymnasialen Bildungsgangs nach § 24 und § 26 wird für die Schulen, die 
nach bisherigem Recht eine 5-jährige Organisation der gymnasialen Mittelstufe anbieten, zum nächst möglichen Zeitpunkt, 
spätestens zum Beginn des Schuljahres 2014/15 eingeführt, beginnend jeweils mit der Jahrgangsstufe 5. Bestehende Jahr-
gangsstufen wechseln zum selben Zeitpunkt ebenfalls in die 6-jährige Organisationsform der Mittelstufe, wenn sich die Eltern 
des betreff enden Jahrgangs der jeweiligen Schule in geheimer Abstimmung einstimmig für den Wechsel der Organisationsform 
entscheiden. Die Abstimmung kann von der Schulkonferenz, der Gesamtkonferenz, dem Schulelternbeirat oder den Eltern-
beiräten der Klassen sowie der Schülervertretung oder den Klassensprechern der Klassen der betroff enen Jahrgangsstufen 
beantragt werden. 
Ohne einstimmiges Abstimmungsergebnis ist dem Wunsch der Eltern durch ein paralleles Angebot von verkürztem 
gymnasialen Bildungsgang und der 6-jährigen Organisationsform Rechnung zu tragen, wenn sich für jede Organisationsform 
mindestens die für die Klassenbildung gemäß § 1 Abs. 1 der Verordnung über die Festlegung der Anzahl und der Größe der 
Klassen, Gruppen und Kurse in allen Schulformen erforderliche Mindestzahl der Eltern ausgesprochen hat. Dabei kann bei 
der Bildung der Klassen von den Regelungen des § 1 Abs. 1 der Verordnung über die Festlegung der Anzahl und der Größe 
der Klassen, Gruppen und Kurse in allen Schulformen um bis zu 10 Prozent abgewichen werden.“

Artikel 2 (Inkrafttreten): Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.
Begründung: Zu Art. 1,  Ziff er 1 

a) Mit dieser Vorschrift wird bestimmt, dass die Sekundarstufe I des Gymnasiums von Klasse 5 bis Klasse 10 dauert. Damit 
wird die Rückkehr zur sechsjährigen Mittelstufe am Gymnasium als Regel vollzogen. 
b) Folgeänderung aus a)
Ziff er 2
a)  Mit dieser Vorschrift wird bestimmt, dass der gymnasiale Bildungsgang an der Kooperativen Gesamtschule in der 
Sekundarstufe I von Klasse 5 bis Klasse 10 dauert. Damit wird die Rückkehr zur sechsjährigen Mittelstufe an den 
Kooperativen Gesamtschulen als Regel vollzogen.
b) Folgeänderung aus a)
Ziff er 3
Mit dieser Übergangsvorschrift wird das Verfahrung der Rückkehr zur sechsjährigen Mittelstufe näher bestimmt. Alle 
Schulen, die derzeit den gymnasialen Bildungsgang noch in der fünfjährigen Organisationsform anbieten, kehren zum 
Schuljahresbeginn 2014/2015 mit Klasse 5 zur sechsjährigen Mittelstufe zurück. Darüber hinaus können die laufenden 
Jahrgänge entscheiden, zur sechsjährigen Mittelstufe zurück zu kehren. 
Sofern diese Entscheidung einstimmig getroff en wird, kehren die gesamten Jahrgänge zur sechsjährigen Mittelstufe zurück. 
Sofern diese Entscheidung nicht einstimmig getroff en wird, kann die sechsjährige Mittelstufe parallel zu dem bisherigen G8 
in separaten Zügen geführt werden. Dabei ist es erforderlich, dass dem Wunsch nach G8 in separaten Klassen Rechnung 
getragen wird. Der bzw. die G8 Züge laufen aus. 
Zur Erleichterung der Klassenbildung kann von den Vorschriften der Verordnung über die Klassengrößen um bis zu 10 Prozent 
abgewichen werden. 
Aufgrund der hinreichenden Bestimmtheit der gesetzlichen Übergangsvorschrift kann auf eine gesonderte 
Verordnungsermächtigung verzichtet werden. 
Zu Art. 2: Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.

Die Vertrauenspersonen: Dr. Andreas Bartels, Franzen Garten 7, 35398 Gießen
   Christiane Hennrich, Im Weidenklingen 6, 69483 Wald-Michelbach
   Ronald Strasser, Im Weidenklingen 11, 69483 Wald-Michelbach

An die Hessische Landesregierung, Georg-August-Zinn-Str.1, 65183 Wiesbaden
Antrag auf Zulassung eines Volksbegehrens zum Gesetzentwurf „Pro G9: Mehr Zeit für gute Bildung!“
Die auf dem Unterschriftsbogen unterzeichnenden Stimmberechtigten beantragen entsprechend dem Gesetz über Volksbegehren und 
Volksentscheid vom 16. Mai1950, zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. Dezember 2012, die Zulassung eines Volksbegeh-
rens zum nachfolgenden Gesetzentwurf „Pro G9: Mehr Zeit für gute Bildung!“ Der Landtag und die Landesregierung sind aufgefordert, sich 
mit der folgenden Gesetzesinitiative zur Änderung des Schulgesetzes zu befassen und allen Schülerinnen und Schülern in Hessen eine 
Rückkehr zur sechsjährigen gymnasialen Mittelstufe und fl ächendeckendes G9 mit mehr Zeit für gute Bildung zu ermöglichen.

Unterstützen auch Sie die Volksinitiative:

1. Füllen Sie die vier Felder des vorderseitigen Bogens vollständig aus und unterschreiben Sie.
2. Schicken Sie das Blatt per Post an unten stehende Adresse - für Umschlag mit Fenster Falz nutzen.
3. Sammeln Sie selbst Unterschriften und schicken Sie diese an unten stehende Adresse!
4. Informationen und Unterschriftsblätter erhalten Sie unter: www.ProG9.de  oder  info@ProG9.de

ProG9 c/o GEW Hessen  
Postfach 17 03 16  
60077 Frankfurt

Postversand an: (Für Umschlag mit Fenster Falz am Rand nutzen)


